
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 12 „Prümer Wall / Himmeroder Wall“, 4. Änderung 

 

 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 

beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

 

 

 

I. Behandlung der Stellungnahmen 

 

A) Äußerungen gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

 

A 1 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

 
 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im 
Rahmen der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 6



B) Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB (Offenlage) 

B 1 Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs 
nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über 
die zu entscheiden ist. 
 

B 1.1 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 3,  

Postfach 29 63, 53019 Bonn  

Schreiben vom 04.01.2017, 31.01.2017, 08.02.2017 und 17.02.2017 

 

Schreiben vom 04.01.2017 

 

 

Anlage 6



Schreiben vom 31.01.2017 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



Schreiben vom 08.02.2017 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



Schreiben vom 17.02.2017 

 

Beschlussentwurf zu B 1.1: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.01.2017, 31.01.2017, 08.02.2017 und  
17.02.2017 eingegangenen Stellungnahmen, die unter dem Punkt B 1.1 zusammengefasst wurden, wie folgt zu 
entscheiden: 
 
Aufgrund der zu berücksichtigenden Belange des Denkmalschutzes und der geplanten geeigneten 
städtebaulichen Einbindung des hinzutretenden Gebäudes sieht der architektonische Entwurf zum Römerkanal-
Informationszentrum eine Gebäudehöhe vor, die sich an der Traufhöhe des im Norden direkt angrenzenden 
Gebäudeteils des Naturparkzentrums Rheinland orientiert. Die Traufhöhe dieses Bestandsgebäudes beträgt ca. 
5,00 m. Eine Gebäudehöhe von mehr als 30 m für das geplante Gebäude kann daher ausgeschlossen werden. 
Eine nochmalige Vorlage der Planunterlagen im Vorfeld der Erteilung einer Baugenehmigung ist daher nicht 
erforderlich.  
 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.01.2017, 31.01.2017, 
08.02.2017 und 17.02.217 eingegangenen Stellungnahmen des Bundesamtes für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 3, die unter dem Punkt B 1.1 
zusammengefasst wurden, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

Anlage 6



B 1.2 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr, Führungsstelle/Verkehrslenkung 

Königswinterer Str. 500, 53227 Bonn-Ramersdorf  

hier: Schreiben vom 05.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.2: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.2 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.2 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr, Führungsstelle/Verkehrslenkung ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.3 NETCOLOGNE Gesellschaft für Telekommunikation mbH, Am Coloneum 9, 50829 Köln  

hier: Schreiben vom 03.01.2017 

 

 
 
 

Beschlussentwurf zu B 1.3: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.3 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.3 der NETCOLOGNE Gesellschaft für Telekommunikation mbH ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 6



B 1.4 PLEDOC GmbH, Postfach 120255, 45312 Essen 

hier: Schreiben vom 09.01.2017 

  

 

Anlage 6



 

 

Beschlussentwurf zu B 1.4: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.4 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der markierte Bereich schließt den Geltungsbereich des Bebauungsplans vollständig mit ein. Es wurden weitere 
relevante Versorgungsunternehmen um die Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Änderungen des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans ergaben sich im Nachgang der öffentlichen Auslegung nicht. Eine weitere 
Abstimmung mit dem Unternehmen ist daher nicht erforderlich.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.4 der PLEDOC GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 6



B 1.5 Amprion GmbH, Betrieb/Projektierung, Leitungen Bestandssicherung, 

Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 

hier: Schreiben vom 13.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.5: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.01.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.5 wie folgt zu entscheiden: 

 

Hinsichtlich der weiteren Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung mit beteiligt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.5 der Amprion GmbH, Betrieb/Projektierung, Leitungen Bestandssicherung, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.6 Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Abteilung Wegerecht und Leitungssicherung,  

Godorfer Hauptstraße 186, 50997 Köln 

hier: Schreiben vom 02.01.2017 

 

 

 
 

 

 

 

Anlage 6



 

 

Beschlussentwurf zu B 1.6: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 02.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.6 wie folgt zu entscheiden: 

 

Im Rahmen des Planverfahrens sind keine ökologischen oder artschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans erforderlich. Eine erneute Beteiligung des 
Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ist daher nicht erforderlich.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 02.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.6 der Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Abteilung Wegerecht und 
Leitungssicherung, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.7 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 

hier: Schreiben vom 04.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.7: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.7 wie folgt zu entscheiden: 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.7 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.8 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 10 20 28, 34020 Kassel 

hier: Schreiben vom 05.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.8: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.8 wie folgt zu entscheiden: 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.8 der Unitymedia NRW GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.9 Westnetz GmbH, Florianstraße 15-21, 44139 Dortmund 

hier: Schreiben vom 05.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.9: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.9 wie folgt zu entscheiden: 

 

Hinsichtlich der weiteren Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung mit beteiligt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 05.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.9 der Westnetz GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

Anlage 6



B 1.10 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Postfach 12 0161, 

53874 Euskirchen 

hier: Schreiben vom 11.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.10 wie folgt zu entscheiden: 

 

Der Hinweis auf die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden rechtlichen Ansprüche gegenüber der 

Straßenbauverwaltung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder passiver Lärmschutzmaßnahmen im 

Plangebiet aufgrund von Lärmbelastungen der Landesstraße L 113 werden zur Kenntnis genommen. Die 

Notwendigkeit von Festsetzungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB ergeben sich durch die vorliegende Planung nicht. 

Eine allgemeine Hinweispflicht auf mögliche Verkehrsimmissionen durch angrenzende oder in der Nähe 

befindliche Straßenverkehrsflächen besteht entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen nicht. Die möglichen 

planbedingten Umwelteinwirkungen auf den Mensch und seine Gesundheit werden in der Begründung zum 

Bebauungsplan unter Punkt 4.2.1 erläutert.  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.10 des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung 
Ville-Eifel, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

Anlage 6



B 1.11 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6, Bergbau und Energie in NRW,  

Postfach, 44025 Dortmund 

hier: Schreiben vom 11.01.2017 

 

 

 

 
 

Anlage 6



 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.11 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die RWE Power AG und der Erftverband wurden im Verfahren beteiligt, Hinweise zu Auswirkungen der 
Sümpfungsmaßnahmen oder Angaben zu konkreten Grundwasserdaten wurden im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung nicht abgegeben. 
 

Im Bebauungsplan wurde im Abschnitt C: „Hinweise zum Bebauungsplan und zu den örtlichen Bauvorschriften 

des Bebauungsplans“ jedoch, bezogen auf die Grundwasserthematik, bereits unter Punkt 4. „Bergbau“ auf 

mögliche Grundwasserabsenkungen und damit verbundene Beeinträchtigungen von Bauwerken hingewiesen. 

Der Hinweis wird um die Thematik des möglichen Grundwasseranstieges nach Beendigung bergbaulicher 

Sümpfungsmaßnahmen ergänzt. Zusätzlich wurde unter Punkt 4. „Bergbau“ in den Unterlagen zur öffentlichen 

Auslegung bereits darauf hingewiesen, dass der Grundwasserstand im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens 

zu prüfen ist. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass der Bauherr innerhalb des tatsächlichen Zeitraums des 

Baubeginns Kenntnis über den Grundwasserstand innerhalb des betreffenden Baugrundstücks erlangt.  

 

Die Anregungen der mit Schreiben vom 11.01.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.11 der 
Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6, Bergbau und Energie in NRW, werden teilweise berücksichtigt. 
Der Punkt 4 des Abschnitt C „Hinweise zum Bebauungsplan und zu den örtlichen Bauvorschriften des 
Bebauungsplans“ wird hierbei um den Hinweis des möglichen Grundwasseranstieges nach Beendigung 
bergbaulicher Sümpfungsmaßnahmen ergänzt. 

Anlage 6



B 1.12 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere Wasserbehörde, 50606 Köln 

hier: Schreiben vom 12.01.2017 und 03.02.2017 

 

 

Schreiben vom 12.01.2017 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



Schreiben der Verwaltung der Stadt Rheinbach per E-Mail an die Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere 

Wasserbehörde, 50606 Köln, vom 19.01.2017 

 

 
 

 

 

Schreiben vom 03.02.2017 

 

 

 

 

Anlage 6



Beschlussentwurf zu B 1.12: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.01.2017 und 03.02.2107 eingegangenen 
Stellungnahmen, die unter dem Punkt B 1.12 zusammengefasst wurden, wie folgt zu entscheiden: 
 

Die Rundverfügung der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere Wasserbehörde vom 20.10.2014 wurde 

beachtet. Die Obere Wasserbehörde ist demnach zu beteiligen, wenn durch die Planung Gewässer der 1. und 2. 

Ordnung gem. den Ordnungsziffern 1 und 2 der Rundverfügung, oder Schutzzonen von 

Hochwasserschutzanlage dieser Gewässer, ein geplantes Wasserschutzgebiet oder eine Rohrfernleitung 

betroffen ist. Da sich das Plangebiet innerhalb des geplanten Wasserschutzgebietes Swistal Heimerzheim 

Ludendorf befindet, wurde die Obere Wasserbehörde (Dezernat 54 der BR Köln) im Rahmen der Vorgaben des § 

4 (2) BauGB ordnungsgemäß mit beteiligt. Auf den Umstand der Betroffenheit wurde im Anschreiben an die 

Behörde bereits verwiesen. Die Notwendigkeit der Darstellung einer darüber hinausgehenden Konkretisierung 

der Betroffenheit wird daher nicht gesehen. Die grundsätzliche Betroffenheit leitet sich in Übereinstimmung mit 

den Inhalten des Schreibens der Bezirksregierung vom 03.02.2017 aus dem Punkt 4 der Rundverfügung vom 

20.10.2014 ab. 

 

Die Stellungnahmen, die unter dem Punkt B 1.12 zusammenfasst wurden, werden zur Kenntnis 

genommen. Eine weiterführende Beteiligung der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, Obere 

Wasserbehörde, wird nicht vorgenommen. 

  

Anlage 6



B 1.13 Vodafone GmbH, D2 Park 5, 40878 Ratingen 

hier: Schreiben vom 04.01.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.13: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.13 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 04.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.13 der Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
  

Anlage 6



B 1.14 RSAG AöR, 53719 Siegburg 

hier: Schreiben vom 30.01.2017 

 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 30.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 30.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.14 der RSAG AöR, Geschäftsbereich Logistik, ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
  

Anlage 6



B 1.15 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, 

Postfach 1551, 53705 Siegburg 

hier: Schreiben vom 01.02.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.15 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 01.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.15 des Rhein-Sieg-Kreises, Der Landrat, Referat Wirtschaftsförderung und 
Strategische Kreisentwicklung, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

Anlage 6



B 1.16 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 

hier: Schreiben vom 07.02.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.16: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 

 

Der Hinweis zur vorhandenen Gasversorgungsleitung des Glasmuseums wird zur Kenntnis genommen. 
 
Im Rahmen der Planung sind keine ökologischen Ausgleichsmaßnahmen innerhalb oder außerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans erforderlich. Hinzutretende Flächen zum Anpflanzen von Bäumen sind 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans nicht vorgesehen. Insofern werden die vorhandenen 
Leitungstrassen durch die Planung nicht beeinträchtigt.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.16 der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG, ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.17 Stadtverwaltung Meckenheim, Postfach 1180, 53333 Meckenheim, FB 61 

hier: Schreiben vom 13.01.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.17: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.17 der Stadtverwaltung Meckenheim, FB 61, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

Anlage 6



B 1.18 Erftverband, Postfach 1320, 50103 Bergheim 

hier: Schreiben vom 13.01.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.18: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.18 wie folgt zu entscheiden. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.18 des Erftverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.19  Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf  

hier: Schreiben vom 24.05.2016 

 

 
 

Anlage 6



 
 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 24.05.2016  eingegangene Stellungnahme 
B 1.19 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Hinweise auf die notwendige Antragstellung auf Kampfmitteluntersuchung sowie auf das Merkblatt für 
Baugrundeingriffe wurden im Entwurf des Bebauungsplan im Abschnitt C: „Hinweise zum Bebauungsplan und zu 
den örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans“ bereits im Vorfeld der öffentlichen Auslegung mit 
aufgenommen.  
 
Die Hinweise wurden im Entwurf des Bebauungsplans bereits mit beachtet. Über die mit Schreiben vom 
24.05.2016 eingegangene Stellungnahme B 1.19 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittel-
beseitigungsdienst, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

Anlage 6



B 1.20 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG, Rheinstraße 15, 14513 Teltow  

hier: Schreiben vom 01.02.2017 

 

 
 

 
 

 

Beschlussentwurf zu B 1.20: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.20 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Veränderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist nicht vorgesehen. Eine erneute Beteiligung des 
Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens ist somit nicht erforderlich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 01.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.20 der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
 

 

Anlage 6



B 1.21 Gemeinde Alfter, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 

hier: Schreiben vom 25.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 25.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.21 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 25.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.21 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

Anlage 6



B 1.22 Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg, Postfach 1820, 53008 Bonn 

hier: Schreiben vom 08.02.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.22: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.22 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.22 der Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

Anlage 6



B 1.23 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorfer Straße 216, 01169 Dresden 

hier: Schreiben vom 24.01.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 24.01.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.23 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Rechtskraft des Bebauungsplans soll zeitnah erlangt werden. Der Beginn der Baumaßnahmen ist aus 
heutiger Sicht demnach kurzfristig möglich. Von einer nochmaligen Anforderung aktueller Lagepläne kann daher 
abgesehen werden. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 24.01.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.23 der Tele Columbus GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.24 Rheinbacher Seniorenforum (RSf) e.V., Dahlemstraße 13, 53359 Rheinbach-Womersdorf 

hier: Schreiben vom 07.02.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.24: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.24 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.24 des Rheinbacher Seniorenforums (RSf) e.V. ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6



B 1.25 Zweckverband Naturpark Rheinland, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim 

hier: Schreiben vom 08.02.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.25: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.25 wie folgt zu entscheiden: 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.02.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.25 des Zweckverbandes Naturpark Rheinland ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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B 1.26 LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland, Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege, Abtei Brauweiler, 

Ehrenfriedstraße 19, 50259 Pulheim  

hier: Schreiben vom 08.02.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.26: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.26 wie folgt zu entscheiden: 

 

Das LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland soll im Zuge der hochbaulichen Planung außerhalb des 

Bebauungsplanverfahrens weiterhin eng mit eingebunden werden. 

 

Den Hinweisen der mit Schreiben vom 08.02.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.26 des LVR-Amt für 
Denkmalpflege im Rheinland wird gefolgt. Das LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland wird im 
Anschluss an das Bebauungsplanverfahren im Zuge der anstehenden Hochbauplanung sowie der 
darauffolgenden Baugenehmigungsphase weiterhin mit beteiligt. 
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B 1.27 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 113, 53115 Bonn 

hier: Schreiben vom 13.02.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.27: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.02.2017  eingegangene Stellungnahme 
B 1.27 wie folgt zu entscheiden: 

 

Der Beschlussvorschlag zur eingegangenen Stellungnahme B 1.27 des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 

Rheinland vom 13.02.2017 wird nach dem Abstimmungsergebnis des anberaumten Termins mit der 

Bodendenkmalpflege am 14.03.2017 entsprechend ergänzt und dem Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt, 

Planung und Verkehr als Tischvorlage in der Sitzung des Ausschusses am 21.03.2017 und dem Rat in der 

Sitzung am 03.04.2017 vorgelegt. 
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B 2 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Offenlage des Planentwurfs 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen 
der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
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